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ZEITGESPRACH

Multinationale im Blickfeld
Die multinationalen Unternehmen stehen seit geraumer Zeit im Kreuzfeuer der Diskussion. Die Pro­
bleme, die mit den Multis innerhalb der EG verbunden sind, kommen dabei allerdings etwas zu kurz. 
Diesem Thema ist unser erster Beitrag gewidmet. Der zweite Aufsatz gibt einen allgemeineren Über­
blick über das Für und Wider multinationaler Unternehmen.

Manfred Holthus, Georg Koopmann

Multinationale Unternehmen in der EWG

Die EWG ist die Stammregion 
der meisten multinationalen 

Unternehmen: mehr als die
Hälfte (rd. 4000) aller 7300 Fir­
men, die 1969 außer im Mutter­
land in mindestens einem wei­
teren Land vertreten waren, 
hatten ihren Sitz in den Ländern 
der EWG. Dagegen kommen nur 
rd. 2500 Firmen aus den USA. 
Insgesamt unterhielten die 7300 
Unternehmen mindestens 27 300 
Tochtergesellschaften im Aus­
land. Davon gehörten 14 936 zu 
EWG- und 9 691 zu US-Firmen ').

Die in den Tochtergesell­
schaften investierten Kapitalbe­
träge konzentrieren sich jedoch 
in hohem Maße auf relativ we­
nige und große Investoren2). 
Beschränkt man die Betrach­
tung also auf die größten multi­
nationalen Gesellschaften, sind 
die USA vor der EWG die be-

’ ) Vg l. U n ited  N a tio n s : M u lt in a tio n a l C o r­
pora tions in W o rld  D e ve lop m en t, N ew  Y o rk  
1973, S. 138.

Vg l. ebenda ., S. 7 ; so w ie  R. J u n g -  
n i c k e l ,  G.  K o o p m a n n ,  K.  M a t *  
t h i e s ,  R.  S u t t e r :  D ie  d eu tschen  m u l­
tina tio na len  U n te rnehm en, H rsg . M an fred  
H o l t h u s ,  F rankfu rt 1974, S. 147.

deutendste Stammregion von 
insgesamt 211 Unternehmen, die 
1971 einen Umsatz von mehr als 
1 Mrd. 8 erzielten. 59 Firmen 
hatten ihren Sitz in der EWG, 
127 Firmen und damit mehr als 
die Hälfte stammten aus den 
USA 3).

Diese Reihenfolge gilt auch 
für die Direktinvestitionsbe­
stände: Vom gesamten Be­
standswert, der für 1971 auf rd. 
165 Mrd. § geschätzt wurde, 
entfallen rd. 80 Mrd. 8 (=  52%) 
auf amerikanische Firmen und 
rd. 50 Mrd. 8 (=  30%) auf Un­
ternehmen aus den Ländern der 
EWG. Davon befindet sich wie­
derum die Hälfte im Besitz 
Großbritanniens, dem zweit­
größten Investor nach den USA. 
Die Entwicklung von 1967 bis 
1971 zeigt jedoch, daß die EWG- 
Unternehmen mit einem Plus 
von 55 % überdurchschnittlich 
stark im Ausland expandieren, 
während die amerikanischen 
Direktinvestitionen mit 44,6% 
hinter der Zunahme der welt­
weiten Direktinvestitionen von
52,5 % zurückblieben 4).

Dadurch hat sich nicht nur die 
Zahl der multinationalen Unter­
nehmen erhöht; auch das Ge­
wicht der ausländischen Opera­
tionen im Rahmen der gesamten 
Aktivitäten hat deutlich zuge­
nommen. So entsprach 1971 die 
Auslandsproduktion der acht 
wichtigsten deutschen Auslands­
investoren bereits 19%  des 
Weltumsatzes dieser Firmen. 
1966 wurden dagegen erst 
13,8% im Ausland produziert.

Die Eigenleistung der auslän­
dischen Tochtergesellschaften 
ist auch erheblich stärker ange- 
stiegen als die Exporte: Wäh­
rend die inländischen Betriebe 
der acht Unternehmen die Ex­
portlieferungen nicht ganz ver­
doppelten, erhöhte sich die 
Produktion der ausländischen 
Tochtergesellschaften um fast 
das Dreifache. Auf diese Weise 
stieg die Relation Auslandspro­
duktion : Export x 100 von 40,3 
auf 59,3 %. Für die gesamte 
deutsche Wirtschaft entsprach

■) V g l. U n ite d  N a tio n s , a. a. O ., S. 130 ff. 
‘ ) V g l. U n ite d  N a tio n s , a. a. O ., S. 139.
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die Produktion im Ausland 1971 
nach einer Schätzung der UNO
37,4 % der Exporte.

Die Unternehmen der übrigen 
EWG-Länder haben sich — mit 
Ausnahme Dänemarks — relativ, 
d. h. im Verhältnis zu den Ex­
porten, noch wesentlich stärker 
mit eigenen Produktionsgesell­
schaften im Ausland engagiert 
als die deutschen Firmen. Die 
Produktion aller Auslandsnie­
derlassungen von EWG-Unter- 
nehmen wird für 1971 auf über 
100 Mrd. S geschätzt. Dies ent­
spricht mehr als 80 % der Ex­
porte. Damit liegen die EWG- 
Unternehmen zwar noch immer 
weit hinter den amerikanischen 
Firmen zurück, deren Auslands­
produktion 1971 fast das Vier­
fache des Exportwertes erreich­
te; die Entwicklung der EWG- 
Direktinvestitionen, die das 
Wachstum der Exporte deutlich 
übertrifft, deutet aber darauf hin, 
daß bald zumindest ein Gleich­
stand von Auslandsproduktion 
und Export erreicht wird, der 
weltweit bereits 1971 gegeben 
w a r5).

Sektorale und regionale 
Schwerpunkte

Die Unternehmen aus den 
EWG-Ländern konzentrieren 
ihre internationalen Aktivitäten 
noch in stärkerem Maße als die 
multinationalen Unternehmen 
anderer Länder auf die verarbei­
tende Industrie und den Dienst­
leistungsbereich. Von 1960 bis 
1972 erhöhte sich z. B. der An­
teil der verarbeitenden Industrie 
an den britischen Direktinvesti­
tionen von 41,0 auf 45,2%; in 
Deutschland stieg er von 56,7 
auf 64,7 % 6).

Innerhalb der verarbeitenden 
Industrie sind es vor allem die 
Wachstumsbranchen, auf die 
sich die Direktinvestitionen kon­
zentrieren. In Deutschland etwa

*) V g l.  U n ite d  N a tio n s , a. a. O ., S. 159.
*) V g l. H . K r ä g e n a u :  U m fang  d e r m u l­
t in a t io n a le n  In v e s titio n e n , in :  D. K e b *  
s c h u l l . O .  G.  M a y e r  (H rsg .), M u lt in a ­
t io n a le  U n te rn e h m e n , F ra n k fu rt 1974, S. 3 0 f ., 
T a b e lle  9.

entfielen von den bis Ende 1972 
im Ausland vorgenommenen 
Direktinvestitionen der gesam­
ten Industrie 59,5 % auf die Be­
reiche Chemie, Elektrotechnik, 
Automobil- und Maschinenbau7).

Die regionalen Schwerpunkte 
der EWG-Direktinvestitionen lie­
gen eindeutig in den Industrie­
ländern. Die deutschen multi­
nationalen Unternehmen haben 
bis zum 30. 6. 1974 70 % 8), die 
britischen Firmen bis 1971
72,1 % ihrer Auslandsinvestitio­
nen in anderen Industrieländern 
vorgenommen. Der Anteil der 
Industrieländer hat zudem im 
Zeitablauf stetig zugenommen; 
in England lag er 1962 noch bei
62,6 %, in der Bundesrepublik 
bei 61,5%. Ähnliche Strukturen 
und Tendenzen wiesen auch die 
Kapitalanlagen anderer Investi­
tionsländer — mit Ausnahme 
Japans — au f9).

T) V g l. B u n d e sa n ze ig e r, N r. 70, 10. 4. 1973, 
S. 2.
')  V g l. B u n d e s a n z e ig e r, N r. 192, 12. 10. 1974, 
S. 2.
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Die EWG ist daher nicht nur 
eine bedeutende Stammregion 
multinationaler Unternehmen, 
sondern auch ein attraktives 
Anlagegebiet. Dies gilt sowohl 
für Unternehmen aus Drittlän­
dern als auch für EWG-Unter- 
nehmen selbst.

Die EWG als Anlagegebiet

Von den Drittländern sind alle 
wichtigen Investitionsländer in 
der EWG vertreten. Es dominie­
ren jedoch eindeutig die ameri­
kanischen Unternehmen. So 
stammen 66,6 % der bis zum 
30. 6. 1974 in Deutschland und 
73,8 % der bis Ende 1971 in 
Großbritannien getätigten Dritt- 
länder-Direktinvestitionen aus 
den USA ,0). Bereits 1966 waren 
4063 Tochtergesellschaften ame­
rikanischer Unternehmen in der 
damaligen EWG der Sechs ver­
treten. 1957, im Jahr der EWG- 
Gründung, waren es dagegen 
erst 1225 ” ). Der Buchwert der 
amerikanischen Kapitalanlagen 
in der EWG (ohne Dänemark 
und Irland) betrug 1972 25,3 
Mrd. S. Dies entspricht mehr als 
einem Viertel der gesamten 
amerikanischen Direktinvestitio­
nen u). Damit entwickelt sich die 
EWG zur bedeutendsten An­
lageregion amerikanischer Un­
ternehmen.

Die Amerikaner haben sich 
bisher auch stärker in der EWG 
engagiert als die EWG-Länder 
selbst. In Großbritannien etwa 
steht einem EWG-Anteil von
13.1 % an den bis Ende 1971 
insgesamt erhaltenen Direkt­
investitionen ein US-Anteil von
64.2 % gegenüber. In Deutsch­
land entfallen 42,8 % der bis 
zum 30. 6. 1974 empfangenen

’ ) V g l. im  e in z e ln e n  S. v . S a I d e r n : In ­
te rn a tio n a le r  V e rg le ic h  d e r  D ire k t in v e s t it io ­
nen  w ic h t ig e r  In d u s tr ie lä n d e r ,  H W W A-R e- 
p o r t  N r. 15, H a m b u rg  1973.
’ °) V g l. B u n d e s a n z e ig e r, N r. 192,12.10.1974 ,
S. 2; u n d : B o o k  V a lu e s  o f O verseas In ve s t­
m en t, in :  T ra d e  and  In d u s try , V o l. 13, N o . 7,
15. 11. 1973, S. 368 f ., T a b le  1.
” ) V g l. U n ite d  N a tio n s , a. a. O ., S. 143.
" )  V g l.  L. A . L u p o :  U .S . D ire c t In v e s t­
m ent A b ro a d  in  1972, in :  S u rvey  o f C u rre n t 
B u s in e ss , V o l.  53, N o . 9, S e p t. 1973, S. 23(1., 
T a b le  7.

10 WIRTSCHAFTSDIENST 1975/1



ZEITGESPRÄCH

Nettokapitalleistungen auf die 
USA, während 35,7 % aus den 
anderen EWG-Ländern stam­
men n). Für die Kern-EWG ins­
gesamt gilt, daß im Zeitraum 
von 1966 bis 1971 38,2% der 
gesamten Direktinvestitionszu­
flüsse aus den USA und 26,0 % 
aus der EWG kamenu ). Zwi­
schen 1966 und 1971 ist aller­
dings der Anteil der internen 
Verflechtungen von 35 auf 41 % 
gestiegen, während der Anteil 
der Fälle mit Drittländerbeteili­
gung von 65 auf 59 % zurück­
ging '5).

Die interne Investitions- und 
Produktionsverflechtung inner­
halb der EWG der Sechs ist — 
gemessen an den Nettokapital­
strömen für Direktinvestitionen 
von 1962 bis 1971 — im wesent­
lichen durch folgende Merkmale 
gekennzeichnet:
□  die meisten Direktinvestitio­
nen werden in Deutschland ge­
tätigt; die deutschen Unterneh­
men sind auch die bedeutend­
sten „Intra-Investoren“ ;
n  den höchsten EWG-Verflech- 
tungsgrad — gemessen am An­
teil der Intrainvestitionen an den 
gesamten erhaltenen und ge­
leisteten Direktinvestitionen — 
weisen Belgien und Luxemburg 
auf;
□  Nettonehmerländer sind 
Frankreich, Italien sowie Bel­
gien und Luxemburg, während 
Deutschland und Holland Netto­
geberländer sind.

Mit zunehmender Auslands­
produktion wird auch der Außen­
handel in stärkerem Maße im 
organisatorischen Rahmen mul­
tinationaler Unternehmen abge­
wickelt. Es gibt jedoch Anzei­
chen dafür, daß das im EWG- 
Handel in stärkerem Maße der 
Fall ist als im gesamten Außen­

'J) V g l. B u ndesanze ige r. N r. 192, 12.10.1974; 
und: B ook V a lues  o f O ve rse as Inve s tm e n t, 
a. a. O.

,4) V g l. S ta tis tisch e s  A m t d e r  EG : Z a h lu n g s ­
b ilanzen, B rüsse l, 1966-1972.

” ) Vg l. K o m m iss io n  d e r EG : Z w e ite r  B e rich t 
über d ie  W e ttb e w e rb s p o lit ik ,  B rü s s e l—L u ­
xem burg 1973, S. 163, T a b e lle  2.

handel. Eine HWWA-Untersu- 
chung über die Internationalisie­
rung der deutschen Chemie­
industrie hat ergeben, daß 1971 
die deutschen Betriebe rund ein 
Drittel ihrer Importe von produ­
zierenden ausländischen Toch­
tergesellschaften bezogen. Mehr 
als 90 °/o dieser Lieferungen 
wiederum stammten aus der 
EWG. Die internen Exporte sind 
dagegen regional breiter ge­
streut. Sie verteilten sich 1971 
zu je einem Drittel auf die EWG, 
andere Industrieländer und Ent­
wicklungsländer u). Eine wech­
selseitige Arbeitsteilung in grö­
ßerem Umfang ist damit nur in 
der EWG gegeben.

Wenngleich von der deutschen 
chemischen Industrie nicht re­
präsentativ auf die Verhältnisse 
in anderen Industriezweigen 
und -ländern geschlossen wer­
den kann, so wird doch — alles 
in allem — deutlich, daß die 
Arbeitsteilung in der EWG nicht 
mehr einseitig durch den Han­
del „at arm’s length“ zwischen 
voneinander unabhängigen Un­
ternehmen, sondern in zuneh­
mendem Maße auch durch 
grenzüberschreitende Unterneh­
mensverflechtungen und unter­
nehmensinternen Austausch von 
Gütern und Dienstleistungen 
geprägt wird.

Gefahren für den Wettbewerb

Die Internationalisierung von 
Marktbeziehungen kann einer­
seits die ökonomische Effizienz 
erhöhen, gleichzeitig ist die Ein­
engung des wirtschaftlichen Be­
reichs, der durch Markt und 
Wettbewerb geregelt wird, eine 
wesentliche Ursache für die 
Probleme, die durch die Aus­
breitung der multinationalen Un­
ternehmen aufgeworfen werden.

Die Probleme, denen sich die 
EWG-Länder gegenübersehen, 
ergeben sich zum einen aus

u ) V g l.  R. J u n g n i c k e l :  D ie  In te rn a ­
t io n a lis ie ru n g  d e r  chem isch en  In d u s tr ie  und  
ih re  A k t iv itä te n  in  a u sg e w ä h lte n  E n tw ick ­
lu n g s lä n d e rn , H W W A -R epo rt N r. 29, H a m ­
b u rg  1974.

dem Markt- und Wettbewerbs­
verhalten der multinationalen 
Unternehmen.

Ihre Überlegenheit gegenüber 
lokalen Firmen führt nicht 
zwangsläufig zur Ausschaltung 
des Wettbewerbs. Der auslän­
dische „newcomer“ kann im 
Gegenteil durch neue Preis- und 
Produktstrategien „stir up 
established conduct patterns 
and increase the amount of 
independent (as opposed to 
interdependent) behaviour“ 17). 
Probleme ergeben sich jedoch, 
wenn
□  der Markteintritt multinatio­
naler Unternehmen nicht in 
Form der Gründung neuer Be­
triebe, sondern durch Aufkauf 
bestehender Unternehmen er­
folgt;
□  die Überlegenheit gegenüber 
lokalen Firmen machtbedingt 
ist und nicht auf größerer Lei­
stungsfähigkeit beruht.

Eine Untersuchung der Har­
vard Business School über die 
187 größten amerikanischen 
und 226 größten nichtamerikani­
schen multinationalen Unter­
nehmen hat ergeben, daß die 
amerikanischen Unternehmen 
bis zum 1. 1. 1968 in 814 von 
insgesamt1451 Fällen (=  56,1%) 
sich an bestehenden Unterneh­
men in den neun EWG-Ländern 
beteiligten, statt neue Betriebe 
zu gründen. Häufiger noch wähl­
ten nichtamerikanische Firmen 
diese Form des Markteintritts: 
bis zum 1. 1. 1971 erfolgten 1073 
von insgesamt 1694 Niederlas­
sungen (=  63,3%) in der EWG 
in Form des Aufkaufs bestehen­
der Betriebe ,8).

Hinsichtlich des machtbeding­
ten Markteintritts ist die empiri­
sche Evidenz sehr begrenzt. 
Fest steht lediglich einmal, daß 
multinationale Unternehmen

” ) V g l. R. E. C a v e s :  In te rn a t io n a l C o r­
p o ra t io n s : T he  In d u s tr ia l E co n o m ie s , V o l. 
28, N o. 149, S. 15.

’ *) V g l. J . V a u p e l ,  J.  C u r h a n :  The  
W o r ld ’s  M u lt in a tio n a l E n te rp r is e s , G eneva  
1974, S. 330 ff.
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typischerweise Großunterneh­
men sind und die größten multi­
nationalen Unternehmen stark 
in den Ländern der Gemein­
schaft repräsentiert sind. Ende 
1973 waren z. B. 78 der 100 um­
satzstärksten Weltkonzerne mit 
Sitz im Ausland durch 678 Nie­
derlassungen in der Bundes­
republik vertreten. Gemessen 
am Eigenkapital entspricht das 
mehr als 40 % der deutschen 
Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung 19).

Es steht dahin, in welchem 
Maße die Auslandsniederlassun­
gen sich im Wettbewerb auf das 
Potential des gesamten Unter­
nehmens stützen; aber auch für 
sich genommen nehmen sie be­
deutende Wettbewerbsstellun­
gen ein. So entfällt in Deutsch­
land nahezu die Hälfte des 
direkten ausländischen Beteili­
gungskapitals auf Unternehmen 
mit einem Nominalkapital von 
mindestens 100 Mill. DM (1970: 
59 Unternehmen)20). In Italien 
sind die ausländischen Aktien­
gesellschaften durchschnittlich 
viermal größer als einheimische 
Gesellschaften. In Belgien stel­
len die ausländischen Unterneh­
men 28,6 % der Unternehmen 
dar, die 1000 und mehr Arbeits­
kräfte beschäftigen, während sie 
insgesamt nur 1,6% aller Unter­
nehmen ausmachen. 37 % der in 
Belgien bestehenden ausländi­
schen Unternehmen haben kei­
nen Konkurrenten in diesem 
Land, und 19% sehen sich 
lediglich der Konkurrenz ande­
rer ausländischer Gesellschaften 
in Belgien gegenüber2').

Technologische Abhängigkeit

Die starke Stellung multinatio­
naler Unternehmen im Wettbe-

" )  V g l. E ine  W e lle  a u s lä n d is c h e r N e u g rü n - 
d u n g e n , in : FAZ, N r. 269. 19. 11. 1974.

,0) V g l. D e u tsch e  B u n d e s b a n k : A u s lä n d isch e  
B e te ilig u n g e n  an U n te rn e h m e n  in d e r B u n ­
d e s re p u b lik ,  in :  M o n a ts b e ric h te  d e r D e u t­
schen B u n d e sb a n k , 24. Jg . (1972), Nr. 1, 
S. 33.

J1) V g l. K o m m is s io n  d e r EG : D ie  m u lt in a ­
t io n a le n  U n te rn e h m e n  im  R ahm en d e r G e ­
m e in s c h a fts v o rs c h r ifte n , B rü sse l 1973, 
S. 25 f.

werb gründet sich nicht nur auf 
ihre Größe und weltweite Reprä­
sentanz, ausschlaggebend ist 
häufig ihre führende Position im 
technologischen Bereich. Für die 
Gastländer multinationaler Un­
ternehmen bedeutet dies, daß 
sie einerseits an den „Früchten“ 
des technischen Fortschritts par­
tizipieren. Andererseits werden 
die Forschungs- und Entwick­
lungsaktivitäten weitgehend im 
Stammland durchgeführt.

So wiesen z. B. 1969 die in 
Deutschland tätigen ausländi­
schen Unternehmen eine extrem 
passive Lizenzbilanz auf: Aus­
gaben in Höhe von 500 Mill. DM 
standen Einnahmen von 5 Mill. 
DM gegenüber. (Für die Gesamt­
heit der Unternehmen wurde 
dagegen ein Aktivsaldo — Aus­
gaben: 200 Mill. DM; Einnahmen: 
300 Mill. DM — errechnet22). 
Vielfach wird daher befürchtet, 
die multinationalen Unterneh­
men vergrößerten die „techno­
logische Lücke“ noch, statt sie 
zu schließen, da eigene techno­
logische Anstrengungen ver­
eitelt würden.

Agglomerationstendenzen

Neben der sektoralen Kon­
zentration der multinationalen 
Unternehmensaktivitäten auf die 
„hochtechnologischen" Berei­
che ist eine regionale Konzen­
tration auf die wichtigsten Ab­
satzzentren zu beobachten. 
Trotz hoher Investitionsanreize 
in den zurückgebliebenen Regio­
nen der EWG liegen die Schwer- 
lunkte der multinationalen In­
vestitionstätigkeit in der Zentral­
zone der Gemeinschaft, die das 
Länderdreieck Belgien-Luxem- 
burg/Holland/Deutschland um­
faßt, sowie im Raum um Lon­
don. Eine Erklärung dafür liefern 
verschiedene Untersuchungen 
über die Motive für Auslands­
investitionen. Danach bestim­
men vor allem absatzbezogene

V g l. K o m m is s io n  d e r  EG : D ie  m u lt in a ­
tio n a le n  U n te rn e h m e n  im  R ahm en d e r G e ­
m e in sch a fts v o rs c h r ifte n , a. a. O ., S. 25.

Überlegungen die Investitions­
entscheidungen. Den Unterneh­
men geht es darum, auf wach­
senden Märkten Fuß zu fassen, 
durch Handelshemmnisse und 
Konkurrenten gefährdete Markt­
positionen zu erhalten und eine 
bessere Durchdringung der 
Märkte zu gewährleisten. Dage­
gen üben Unterschiede in den 
Faktorpreisrelationen bisher nur 
geringe Investitionsanreize aus.

Außenhandelseffekte

Multinationale Unternehmen 
haben einen wesentlichen An­
teil am Außenhandel der EWG- 
Länder. So erzielten die deut­
schen multinationalen Unterneh­
men 1972 einen Anteil von
36,7 % am gesamten Export der 
Industrie. Rechnet man den An­
teil der Tochtergesellschaften 
ausländischer multinationaler 
Unternehmen in Deutschland, 
der sich auf 11,7% belief, hin­
zu, so ergibt sich, daß knapp die 
Hälfte des deutschen Industrie­
exports von multinationalen Un­
ternehmen durchgeführt wird. 
Davon entfielen 1972 wiederum
43,4 % auf unternehmensinterne 
Lieferungen (44,3 % bei deut­
schen multinationalen Unterneh­
men und 40,8% bei Tochter­
gesellschaften ausländischer 
multinationaler Unternehmen). 
Damit erreichten allein die inter­
nen Exporte einen Anteil an den 
gesamten industriellen Exporten 
von 21 % 23).

In Großbritannien sind die aus­
ländischen Tochtergesellschaf­
ten zu 24 % an den Ausfuhren 
von Fertigwaren beteiligt. Da­
von gehen 41,7% (=  10% der 
Gesamtausfuhren) an Konzern­
gesellschaften in anderen Län­
dern. Ferner bestehen 12 % der 
britischen Exporte aus Lieferun­
gen britischer multinationaler 
Unternehmen an ihre ausländi­
schen Tochtergesellschaften. In 
Belgien entfallen 30 % aller

” ) V g l. H W W A -In s titu t fü r  W ir ts c h a fts fo r ­
sch u n g : D ie  R o lle  d e r m u lt in a tio n a le n  U n ­
te rn e h m e n  im  Z u sa m m e n h a n g  m it d e r d e u t­
schen W ä h ru n g s p o lit ik ,  H a m bu rg  1974,
S. 58.
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Fertigwarenexporte auf auslän­
dische Unternehmen, die wieder­
um ein Drittel ihrer Ausfuhren 
intern abwickeln 2<).

Stärker noch als die Exporte 
erfolgen die Importe der Toch­
tergesellschaften multinationaler 
Unternehmen im konzerninter­
nen Raum. Dies gilt zumindest 
für die in Deutschland tätigen 
ausländischen Gesellschaften: 
während 1972 der Anteil der in­
ternen Exporte an den gesamten 
Exporten der 57 Firmen, die 
einen Jahresumsatz von minde­
stens 200 Mill. DM erzielten,
40,8 % betrug, stammten die Im­
porte zu 76,1 % von Gesell­
schaften desselben Konzerns. 
Damit waren 10,4% der gesam­
ten deutschen Einfuhren von 
Industrieprodukten interne Im­
porte ausländischer Tochterge­
sellschaften !5).

Aus der Internationalisierung 
folgt, daß die Außenhandelsbe­
ziehungen weitgehend an den 
Allokationsinteressen des ge­
samten Unternehmens, weniger 
dagegen unmittelbar an den 
Marktdaten orientiert sind. 
Dennoch ist die „export per­
formance“ der ausländischen 
Unternehmen nicht selten besser 
oder zumindest nicht wesentlich 
schlechter als in einheimischen 
Firmen. In Holland etwa beträgt 
die Exportquote der ausländi­
schen Tochtergesellschaften 
55 % gegenüber 38 % bei den 
niederländischen Firmen2Ó). In 
Deutschland erreichten die in 
der verarbeitenden Industrie tä­
tigen Niederlassungen amerika­
nischer multinationaler Unter­
nehmen 1970 eine Exportquote 
von 15,8% und lagen damit 
leicht unter dem Durchschnitt 
der gesamten verarbeitenden In­
dustrie 27).

u ) Vg l. K o m m iss io n  d e r EG : D ie  m u lt in a t io ­
nalen U n te rneh m en  ¡m R ahm en d e r G e ­
m e insch a ftsvo rsch riften , a. a. O .. S. 22 f.
” ) Vgl. H W W A -In s titu t fü r  W ir ts c h a fts fo r ­
schung, a. a. O ., S. 58.
u ) Vgl. K o m m iss io n  d e r EG : D ie  m u lt in a ­
tiona len  U n te rneh m en  ¡m R ahm en d e r  G e ­
m e insch a ftsvo rsch riften , a. a. O ., S. 22.

J7) Vg l. H W W A -In s titu t fü r  W ir ts c h a fts fo r ­
schung, a. a. O ., S. 50.

Die Gefahr einer Beeinträchti­
gung der wirtschaftspolitischen 
Effizienz durch multinationale 
Unternehmen ist dadurch gege­
ben, daß Gesellschaften, die in 
mehreren Ländern nach einer 
einheitlichen Strategie operie­
ren und daher einen größeren 
Handlungsspielraum besitzen 
als die politischen Entschei­
dungsträger, unterschiedliche 
wirtschaftspolitische Regelungen 
und Maßnahmen zu ihrem Vor­
teil ausnutzen und so die natio­
nale Wirtschaftspolitik in wichti­
gen Bereichen unterlaufen kön­
nen.

Ausnutzung unterschiedlicher 
Wirtschaftspolitiken

Im Bereich der Wettbewerbs­
politik kann die unterschiedliche 
Behandlung von Unternehmens­
zusammenschlüssen dazu füh­
ren, daß das externe Unterneh­
menswachstum hauptsächlich in 
den „liberalen“ Ländern erfolgt. 
In der EWG, wo die Handels­
schranken weitgehend abgebaut 
sind, bedeutet dies, daß der ge­
meinschaftliche Konzentrations­
grad zunimmt und sich damit in 
der Regel auch auf den Märkten 
der „restriktiveren" Länder An­
bieterzahl und Wahlmöglichkei­
ten der Konsumenten vermin­
dern. Die nationale Wettbewerbs­
politik steht dieser Entwicklung 
weitgehend machtlos gegenüber, 
da ihr Anwendungsbereich terri­
torial begrenzt ist.

Ähnliches gilt für die Wäh­
rungspolitik. Bei restriktiver 
Geld- und Kreditpolitik können 
multinationale Unternehmen auf 
Kreditlinien und Finanzmittel­
überschüsse in anderen Ländern 
zurückgreifen, die eine Politik 
des „leichteren“ Geldes betrei­
ben. Der Mitteltransfer ist pro­
blemlos bei liberalisiertem Ka­
pitalverkehr; durch eine Ver­
schiebung von Zahlungszielen, 
Preismanipulationen im grenz­
überschreitenden Waren- und 
Dienstleistungsverkehr usw. sind 
multinationale Unternehmen

aber auch in der Lage, Kapital­
verkehrskontrollen zu unter­
laufen. Wegen der Rücksicht­
nahme auf lokale Bankverbin­
dungen werden die weitreichen­
den Finanzierungsmöglichkeiten 
meist jedoch nicht voll ausge­
schöpft. Die Unternehmen be­
schränken sich weitgehend auf 
die Vermeidung von Währungs­
risiken 28).

Neben der Wettbewerbs- und 
Währungspolitik ist vor allem 
die Steuerpolitik ein kritischer 
Bereich. Multinationale Unter­
nehmen können die sich aus 
unterschiedlichen Steuersyste­
men ergebenden Steuerbela­
stungsunterschiede in zweifa­
cher Weise zu ihren Gunsten 
ausnutzen: Sie können die
Standorte so wählen, daß die 
Steuerlast — unter Berücksich­
tigung aller übrigen Standort­
faktoren — möglichst gering ist. 
Bei gegebener Standortvertei­
lung können sie durch Preis­
manipulationen im internen Gü­
ter* und Leistungsaustausch, 
durch die Umlegung von „over- 
head costs“ , durch die Zwischen­
schaltung von Basisgesellschaf­
ten usw. Gewinne dort anfallen 
lassen, wo sie relativ niedrig 
besteuert werden.

Empirische Untersuchungen 
haben ergeben, daß dem „tax- 
planning“ in multinationalen 
Unternehmen eine erhebliche 
Bedeutung zugemessen wird. 
Einer rigorosen Ausschöpfung 
aller verfügbaren Möglichkeiten 
stehen jedoch häufig interne 
Schwierigkeiten entgegen.

Nicht nur der Staat, auch die 
Gewerkschaften befürchten eine 
Minderung ihres Handlungs­
spielraums. Sie sehen ihre Ver­
handlungsposition vor allem 
durch die undurchsichtige Ent­
scheidungsstruktur sowie die in­
ternationale Mobilität und Flexi­
bilität multinationaler Unterneh­
men entscheidend geschwächt.

JB) V g l. H W W A -In s titu t (ü r W ir ts c h a fts fo r-  
schun g , a. a. O ., S. 180 tf.
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Die Analyse hat ergeben, daß

□  die Arbeitsteilung im Rahmen 
der EWG ebenso wie die Ein­
ordnung der EWG in die welt­
wirtschaftliche Arbeitsteilung 
maßgeblich durch die Aktivitä­
ten multinationaler Unternehmen 
bestimmt wird;

□  diese Entwicklung den Inte­
grationsprozeß wesentlich för­
dern kann, gleichzeitig aber die 
politischen Entscheidungsträger 
und gesellschaftlichen Gruppen 
vor neue Probleme stellt,

□  die einmal aus den Markt- 
und Wettbewerbsstrategien mul­

tinationaler Unternehmen resul­
tieren und

□  zum anderen in unterschied­
lichen nationalen Regelungen 
begründet sind.

Die „first best solution“ der 
Probleme würde eine Anpassung 
des national begrenzten Kon- 
trollbereiches der politischen 
Entscheidungsträger und gesell­
schaftlichen Organisationen an 
die multinationalen Wahlmög­
lichkeiten der Unternehmen vor­
aussetzen. Eine Internationali­
sierung der Kontrolle muß aber 
illusorisch bleiben, da die Staa­

ten nicht bereit sind, einen welt­
weiten Abbau der Souveräni­
tätsrechte hinzunehmen, und 
auch eine internationale Koope­
ration der Gewerkschaften auf 
zahlreiche Widerstände stößt. 
Die Lösungsansätze sind daher 
„in the grey areas of second 
best solutions" zu suchen. In der 
EWG kommt es dabei vor allem 
darauf an, das Instrumentarium 
der gemeinschaftlichen Wettbe­
werbs-, Industrie- und Regional­
politik zu verbessern sowie 
weitere Fortschritte auf dem 
Wege zur Harmonisierung der 
nationalen Wirtschaftspolitiken 
?.u erzielen.

Herbert H. Schäpe *)

Die Diskussion um die Multinationalen

Bereits der Begriff multinatio­
nale Unternehmen wird mit 

Machtmißbrauch, Privatkolonia­
lismus, Spätkapitalismus, Welt­
herrschaft usw. assoziiert. Dies 
ist nicht zuletzt auf die zahl­
reiche Literatur über dieses 
Thema zurückzuführen, die in 
erster Linie die negativen Be­
gleiterscheinungen multinatio­
naler Firmen herausstellt. Bei 
aller negativen Kritik darf jedoch 
nicht übersehen werden, daß 
das Auftreten der multinationa­
len Unternehmen manche posi­
tiven Aspekte hat und zu vielen 
begrüßenswerten Ergebnissen 
führte.

Gefahr des Machtmißbrauchs

Multinationale Unternehmen 
haben nicht nur wirtschaftliche, 
sondern auch politische Macht. 
Es ist verständlich, daß diese 
politische Macht auf Reaktion
*) D e r A u fsa tz  is t  e in e  g e k ü rz te  Z u s a m ­
m en fassung  d e r A u s fü h ru n g e n , d ie  be i 
e in e m  in te rn a t io n a le n  K o llo q u iu m  g e h a l­
te n  w u rd e n , das vom  C e n tre  In te rn a t io n a l 
d e  F o rm a tio n  E u ro p é e n n e  (C IFE) in  N izza 
v e ra n s ta lte t w u rd e .

stößt, denn Machtdruck löst Ge­
gendruck aus. Diese Reaktion 
oder Kritik kommt aus den Rei­
hen derer, die an der Macht 
nicht teilhaben können oder 
aber das kapitalistische System 
ablehnen, als dessen letzten Ex­
zeß sie die multinationalen Fir­
men betrachten. Sie kommt aber 
auch von all jenen, die um ein 
Gleichgewicht der Kräfte be­
müht sind, die also nicht gegen 
die Macht an sich sind, sondern 
gegen den Machtmißbrauch.

Tatsächlich können sich die 
multinationalen Firmen über po­
litische Entscheidungen vor al­
lem kleinerer Nationalstaaten 
hinwegsetzen oder sie in ihren 
Entscheidungen durch ihr Auf- 
treTen maßgebend beeinflussen. 
Einer Volkswirtschaft droht der 
Untergang, sobald sie von eini­
gen Multinationalen boykottiert 
wird — wie das Beispiel Chiles 
deutlich zeigt.

Aus Großbritannien ziehen 
sich nicht nur mehr und mehr 
die multinationalen Unterneh­

men zurück, sondern auch die 
britischen Großfirmen versuchen 
in anderen Ländern zu investie­
ren, um den starken Gewerk­
schaftsdruck zu umgehen. Die 
Möglichkeit, ihre Produktion in 
jene Staaten zu verlagern, in 
denen ihnen die besten Arbeits­
markt-, Infrastruktur- und Steuer­
bedingungen angeboten wer­
den, ist eine harte Waffe gegen 
jegliche Organisation der Arbeit­
nehmer.

Fehlende politische Integration

Wenn die Steuersysteme und 
die Höhe der Besteuerung in 
den verschiedenen Ländern wei­
ter voneinander abweichen, wer­
den die multinationalen Unter­
nehmen immer wieder versu­
chen, hohe Gewinne dorthin zu 
verlagern, wo die Besteuerung 
am niedrigsten ist. Und solange 
keine Nivellierung der Löhne 
besteht, können die multinatio­
nalen Firmen arbeitsintensive 
Produktionen in Niedriglohnge­
biete verlagern.
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In diesemZusammenhang ist es 
zu bedauern, daß die Arbeitneh­
merverbände und Gewerkschaf­
ten keine effektivere internatio­
nale Zusammenarbeit entwickelt 
haben. Während die wirtschaft­
liche Integration, wie der Abbau 
der Zölle, der freie Warenverkehr 
und vor allem die freie Nieder­
lassung der Arbeitnehmer, von 
den multinationalen Firmen voll 
unterstützt wird, weil sie davon 
Vorteile haben, müssen sie in 
jeder politischen Integration die 
Bildung neuer Machtzentren se­
hen, die gegen sie gerichtet sein 
können. Vielleicht liegt darin 
einer der Gründe, warum sich 
Europa nicht über die Zollunion 
weiter bis zu einer Wirtschafts­
und politischen Union entwik- 
kelte?

Positive Aspekte

Multinationale Firmen bemü­
hen sich jedoch, wie alle anderen 
Organisationen, Unternehmen 
oder Personen, eine mehr oder 
minder gute Rolle im Wirt­
schaftsleben und in der Politik 
zu spielen. Ihre Größe und ihre 
transnationale Natur machen sie 
aber sehr leicht zur Zielscheibe 
von Kritik und Verdächtigungen. 
Es gibt jedoch einige plausible 
Gegenargumente, die viele Vor­
würfe wenn auch nicht zunichte 
machen, so doch in ihrer Stärke 
abzuschwächen vermögen.

Wenn nämlich als Alternative 
zur multinationalen Unterneh­
mung nationale oder staatseigene 
Betriebe betrachtet werden, so 
zeigt die Erfahrung, daß diese 
keine wesentlichen Vorteile auf­
weisen. Im Gegenteil, im Hin­
blick auf die Stellung der Arbeit­
nehmer ist festzustellen, daß so­
ziale Leistungen, eine gute Ent­
lohnung und eine Mitbestim­
mung in multinationalen Firmen 
eher selbstverständlich sind als 
in anderen.

Häufig wird von einer Aus­
beutung billiger Arbeitskräfte 
in Entwicklungsländern gespro­
chen. In vielen multinationa­

len Unternehmen werden jedoch 
erhebliche Anstrengungen unter­
nommen, um den Betrieb im 
Entwicklungsland an die örtli­
chen Gegebenheiten anzupas­
sen, etwa durch Anwendung 
speziell für Entwicklungsländer 
geeigneter Technologien, Pro­
duktionstechniken oder durch 
eine Maximierung der Arbeits­
platzbildung. Auch die Löhne 
müssen sich den Verhältnissen 
im Gastland anpassen und dür­
fen nicht das Sozialgefüge des 
Landes stören.

Unbestreitbar tragen Investi­
tionen der multinationalen Fir­
men in Entwicklungsländern auch 
zur Hebung des allgemeinen 
Lebensstandards bei, denn eine 
weitere Ansiedlung von Indu­
strie- und Dienstleistungsunter­
nehmen ist in den meisten Fäl­
len die unmittelbare Folge. Paßt 
die Investition dagegen nicht in 
das Entwicklungsprogramm eines 
Landes, so kann die Regierung 
sie ablehnen. Allerdings hatdiese 
Alternative für ein Entwicklungs­
land in der Regel nur eine theo­
retische Bedeutung, denn wel­
ches Land kann schon zwischen 
vielen Investitionsangeboten 
wählen — es muß froh sein, 
wenn überhaupt ein Investitions­
interesse besteht.

Nationalstaatliche
Schutzmaßnahmen

Auf dem Gebiet der Besteu­
erung und der Verhinderung von 
Gewinnverlagerungen könnten 
die Regierungen ihren Einfluß 
jedoch stärker geltend machen. 
Durch eine entsprechende na­
tionale Gesetzgebung besteht 
durchaus die Möglichkeit, Ge­
winnverlagerungen in Niedrig­
steuerländer oder zur Mutter­
gesellschaft zu verhindern. Es 
gibt bereits zahlreiche derartige 
Gesetze und Regelungen. Außer­
dem sind der Kritik, daß erheb­
liche Gewinnverlagerungen vor­
genommen werden, die Jahres­
berichte der Multinationalen 
entgegenzuhalten. Sie stellen

klar, daß multinationale Unter­
nehmen nicht weniger Steuern 
zahlen als nationale Unterneh­
men.

Aus den Reihen der multina­
tionalen Firmen wird ebenfalls 
der Vorwurf bestritten, daß in 
letzter Zeit bewußt Währungs­
spekulationen betrieben worden 
sind. Ihr Ziel und ihre Aufgabe 
seien das Produzieren und Ver­
teilen von Gütern, nicht aber die 
Währungsspekulation, mit der 
sie die gesunde Grundlage für 
ihre weltweiten Aktivitäten — 
nämlich ein gesundes Weltwäh­
rungssystem — selbst zerstören 
würden.

Notwendiges Kräftegleichgewicht

Immer wieder wird die Ge­
fahr aufgezeigt, daß in abseh­
barer Zukunft die westliche Welt 
von einer begrenzten Anzahl 
von multinationalen Firmen be­
herrscht werden könne. Die tat­
sächliche Macht und die Mög­
lichkeiten der nationalstaatlichen 
Regierungen werden in dieser 
Vorausberechnung jedoch nicht 
genügend berücksichtigt. Die 
Entwicklung direkter Auslands­
investitionen kann analog zur 
einstigen Entwicklung des inter­
nationalen Handels verlaufen. 
Nach einer relativ kurzen Peri­
ode des Freihandels wurden 
auch hier verschiedene Schutz­
maßnahmen der Regierungen 
getroffen. Die Restriktionen ver- 
anlaßten die großen Unterneh­
men, Produktionsniederlassun­
gen im Ausland zu gründen, 
statt mit diesen Ländern Handel 
zu treiben. Wenn jetzt diese 
ausländischen Investitionen Ziel­
scheibe der Kritik geworden 
sind, dann wird es nicht lange 
dauern, bis sie dem Einflußbe­
reich der Nationalstaaten unter­
stellt sein werden.

Will man das Problem der 
Multinationalen einigermaßen 
gerecht lösen, müßten in erster 
Linie ihre Beziehungen zu den 
Nationalstaaten geregelt wer­
den. Die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten müßten so verteilt wer-
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den, daß sich ein Gleichgewicht 
der Kräfte einstellt, das die Vor­
teile der multinationalen Firmen 
wirksam werden läßt und deren 
negative Begleiterscheinungen 
weitgehend eindämmt. Kann
dieses Gleichgewicht nicht na­
tional oder regional erreicht 
werden, müssen internationale 
Organe wirksam werden.

Anregungen 
der Vereinten Nationen

Etwa 20 maßgebende Persön­
lichkeiten waren vom Wirt- 
schafts- und Sozialrat der Ver­
einten Nationen beauftragt wor­
den, einen Bericht über den Ein­
fluß der multinationalen Firmen 
auf die wirtschaftliche Entwick­
lung und die internationalen 
Beziehungen zu erstellen. Ob­
wohl sich keine einstimmige 
Meinung herauskristallisierte, 
sind einige wertvolle Vorschläge 
und Anregungen nicht zu über­
sehen.
□  Ein gravierender Problem­
kreis liegt in den negativen Fol­
gen von Direktinvestitionen in 
Entwicklungsländern. Unbestreit­
bar sind für deren wirtschaft­
liche Entwicklung Investitionen 
unerläßlich. Um die Entwick­
lungsländer nicht ausschließlich 
von den Multinationalen abhän­
gig zu machen, müßte jedoch 
die öffentliche Hilfe, die an den 
realen Bedürfnissen orientiert 
sein sollte, weiter verstärkt wer­
den.
0  Bei Verhandlungen zwischen 
einem Entwicklungsland und 
einer multinationalen Firma 
könnten die Vereinten Nationen 
auf Anforderung Hilfestellung 
gewähren. Das Entwicklungs­
land müßte jedoch präzise An­
gaben darüber machen, unter 
welchen Bedingungen die multi­
nationalen Firmen investieren 
können und wie sie sich in die 
nationale Wirtschaft zu integrie­
ren haben.
□  Die Entwicklungsländer soll­
ten mehr dazu ermuntert wer­
den, Anstrengungen zur regio­
nalen Zusammenarbeit zu unter­

nehmen, und zwar insbesondere 
im Hinblick auf eine gemein­
same Politik und Behandlung 
der multinationalen Firmen.
□  Wenn die Rechte und Pflich­
ten aller Parteien klar definiert 
sind und eine Instanz zur Über­
wachung und Schlichtung vor­
handen ist, dürften die Schwie­
rigkeiten geringer werden. Diese 
Maßnahmen liegen im Interesse 
der Entwicklungsländer und der 
multinationalen Firmen, deren 
vertragliche Rechte ebenfalls 
von den Regierungen respek­
tiert werden müssen. Die UN 
könnten auf diesen Gebieten 
durch Bildung von Ausschüssen 
aktiv werden, die sich speziell 
mit Multinationalen befassen; 
die UN-Tätigkeit könnte sich 
auch auf Forschung und Infor­
mation sowie die Aufstellung 
internationaler Normen erstrek- 
ken.
□  Ein Beitrag zur Entwicklungs­
hilfe seitens der Industrieländer 
wäre bereits die Nichtein­
mischung in das Bestreben der 
multinationalen Firmen, arbeits­
intensive Industrien in die Ent­
wicklungsländer zu verlagern. 
Die Entwicklungsländer und die 
Industrieländer sollten die Multi­
nationalen in aller Ausführlich­
keit über ihre Beschäftigungs­
politik informieren.
□  Für die Besteuerung, die Ge­
winnverlagerung und für die 
Verrechnungspreise für Güter, 
die zwischen den Betrieben der 
Multinationalen gehandelt wer­
den, sollten internationale Richt­
linien aufgestellt werden. Zahl­
reiche Expertengruppen müßten 
zur Lösung dieser diffizilen in­
ternationalen Aufgabe herange­
zogen werden. Noch zeichnen 
sich jedoch auf diesem Gebiet 
keine befriedigenden Lösungen 
ab.

Vorstellungen 
der EWG-Kommission

Fehlende gesetzliche Rege­
lungen und steuerliche Vor­
schriften auf EWG-Ebene, der 
Wunsch nach Wahrung natio­

naler Souveränität bei wichti­
gen Schlüsselindustrien und an­
dere innerbetriebliche nationale 
Eigenarten haben Fusionen zwi­
schen Firmen innerhalb der EWG 
größtenteils verhindert, obwohl 
nur eine sehr schwache Anti­
trustgesetzgebung in den Rö­
mischen Verträgen verankert ist 
(Artikel 86 verbietet lediglich 
Mißbrauch von marktlicher Vor­
machtstellung). Es ist übrigens 
ein Kuriosum, daß sich gerade 
in den Ländern, wo die Anti­
trustgesetzgebung am stärksten 
ist, nämlich in Großbritannien 
und der Bundesrepublik, der 
höchste Konzentrationsgrad der 
Wirtschaft ergeben hat.

Innerhalb der EWG wird zwi­
schen den multinationalen Fir­
men aus EWG- oder Nicht-EWG- 
Ländern gesetzlich kein Unter­
schied gemacht. Außerdem gibt 
es keine spezifische Politik, die 
ausschließlich für multinationale 
oder nationale Großfirmen an­
gewandt wird, sondern die Be­
stimmungen gelten für alle Fir­
men unabhängig von ihrer 
Größe. Die besonderen Rege­
lungen für multinationale und 
andere europäische Firmen be­
inhalten verschiedene Richt­
linien, die in den letzten Jah­
ren von der Kommission ausge­
arbeitet wurden.

Geplant ist die Verabschie­
dung eines europäischen Fir­
menstatuts, das den Zusammen­
schluß von Firmen verschiede­
ner europäischer Nationalität, 
die Gründung gemeinsamer Nie­
derlassungen usw. erleichtert. 
Es soll aber auch eine bessere 
Kontrolle und Offenlegung der 
Gewinne erzwungen werden, da 
nur konsolidierte Bilanzen und 
Gewinn- und Verlustrechnungen 
aller Betriebe erlaubt sind. Han­
delt es sich um multinationale 
Firmen, die ihren Stammsitz 
außerhalb der Gemeinschaft ha­
ben, werden zumindest teil­
konsolidierte Jahresrechnungen 
aller in der EWG ansässigen 
Betriebe erstellt werden müs­
sen. Diese Direktiven reichen
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natürlich nicht über die EWG- 
Grenzen hinaus. Es ist jedoch 
zu hoffen, daß diese Regelun­
gen Modellcharakter haben und 
sich andere Staaten anschließen 
werden.

Notwendige Zusammenarbeit

Schließlich muß den Arbeit­
nehmern ein weitgehender Ein­
fluß eingeräumt werden, und 
zwar nicht nur auf der Ebene 
der Einzelbetriebe, sondern bis 
zur Ebene der Hauptverwaltung. 
In der Wahrung der Arbeitneh­
merinteressen liegt bisher ein 
Hauptproblem, da die Arbeit­
nehmerorganisationen, d. h. die 
Gewerkschaften, nur national 
organisiert sind und die inter­
nationale -  ja nicht einmal die 
europäische -  Zusammenarbeit

bisher nicht sehr erfolgreich 
war. Solange den international 
verzweigten Betrieben der multi­
nationalen Firmen keine natio­
nal organisierte Gewerkschaft 
gegenübersteht, haben sie es 
relativ leicht, aus den Ländern 
ihre Betriebe zurückzuziehen 
oder dort nicht zu investieren, 
wo die Arbeitnehmerinteressen 
durch gute Organisation am 
besten vertreten werden.

Im Interesse einer ausge­
glichenen wirtschaftlichen Ent­
wicklung in der EWG sollten 
nicht nur die nationalen Regie­
rungen und Gewerkschaften, 
sondern auch die betroffenen 
EWG-Behörden stärker mit den 
multinationalen Firmen Zusam­
menarbeiten und versuchen, die 
regionalen Unterschiede in der

wirtschaftlichen Entwicklung 
durch geeignete Investitionen in 
den weniger entwickelten Ge­
bieten der Gemeinschaft abzu­
bauen. Bisher gingen diese Be­
mühungen nicht weit genug, um 
das Gefälle zwischen arm und 
reich zu mindern — im Gegen­
teil, leider verstärkten sich die 
bestehenden Unterschiede noch.

Zusammenfassend kann fest­
gestellt werden, daß eine Kritik 
an multinationalen Firmen dort 
berechtigt und notwendig ist, 
wo sie sich fehlverhalten haben; 
doch sollte bei dieser Kritik 
nicht pauschaliert werden. Die 
schwarzen Schafe unter den 
Multinationalen sollten und kön­
nen gefunden werden, auch 
wenn sie sich noch so geschickt 
verstecken.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Rolf Jungnickel und Klaus Matthles

MULTINATIONALE UNTERNEHMEN UND GEWERKSCHAFTEN

Die im nationalen Rahmen operierenden Gewerkschaften gehören zu den 
stärksten Kritikern der multinationalen Unternehmen. Die vorliegende 
Studie ste llt die Positionen von Gewerkschaften und multinationalen 
Unternehmen einander gegenüber und analysiert die unterschiedlichen 
Hypothesen, die der jeweiligen Argumentation zugrunde liegen. Schließ­
lich werden drei häufig vorgeschlagene Lösungsmöglichkeiten diskutiert, 
durch die negative Auswirkungen von multinationalen Unternehmen auf 
die Beschäftigten vermieden werden sollen.
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